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URTEIL DES GERICHTSHOFES (Zweite Kammer)
2. Mai 1985 *

In der Rechtssache 246/83

Claudia De Angelis, Beamtin der Kommission der Europäischen Gemeinschaften,
wohnhaft in Brüssel, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Jean-Noël Louis,
Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Nicolas Decker, 16, avenue
Marie-Thérèse, Luxemburg,

Klägerin,

gegen

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Dimitrios Gouloussis als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Man­
fred Beschel vom Juristischen Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude,
Luxemburg-Kirchberg,

Beklagte,

wegen Aufhebung der Entscheidung der Kommission, die Zahlung der Auslands­
zulage zu verweigern,

erläßt

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten O. Due, der Richter P. Pescatore und
K. Bahlmann

Generalanwalt: M. Darmon
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 14. Fe­
bruar 1985,

folgendes

* Verfahrenssprache: Französisch.
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URTEIL

(Tatbestand nicht wiedergegeben)

Entscheidungsgründe

1 Die Klägerin, die seit dem 1. Dezember 1982 Beamtin der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften ist, hat mit Klageschrift, die am 8. November 1983 bei
der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, Klage erhoben auf — im wesent­
lichen — Aufhebung der stillschweigenden Entscheidung der Kommission, der
Klägerin die Zahlung der Auslandszulage zu verweigern, die sich in den Gehalts­
abrechnungen für den Monat Februar 1983 sowie in allen folgenden Gehaltsab­
rechnungen konkretisierte; daneben beantragt die Klägerin, die Beklagte zur Zah­
lung von Zinsen für die rückständigen Beträge der Auslandszulage zu verurteilen.

2 Die Klägerin, eine italienische Staatsangehörige, hatte ihren ehelichen Wohnsitz in
Ischia (Italien), bis sie im Jahre 1970 ihrem Ehemann, der in die Dienste der Kom­
mission getreten war und seit seinem Dienstantritt die Auslandszulage erhält, nach
Brüssel nachzog.

3 Im Februar 1983 stellte die Klägerin fest, daß ihre Gehaltsabrechnung für diesen
Monat, die sich auch auf das Gehalt für die Monate Dezember und Januar bezog,
die in Artikel 4 Absatz 1 des Anhangs VII des Statuts vorgesehene Auslandszu­
lage nicht auswies; gemäß Buchstabe a zweiter Gedankenstrich der genannten
Vorschrift wird diese Zulage Beamten gewährt, die „während eines sechs Monate
vor ihrem Dienstantritt ablaufenden Zeitraums von fünf Jahren in dem euro­
päischen Hoheitsgebiet des genannten Staates weder ihre ständige hauptberufliche
Tätigkeit ausgeübt noch ihren ständigen Wohnsitz gehabt haben". Weiter heißt es
dort: „Bei Anwendung dieser Vorschrift bleibt die Lage unberücksichtigt, die sich
aus dem Dienst für einen anderen Staat oder eine internationale Organisation er-
gibt."

4 Mit Schreiben vom 18. März 1983 legte die Klägerin gegen ihre Gehaltsabrech­
nung für den Monat Februar, soweit diese die Entscheidung verwirkliche, die Aus­
landszulage zu verweigern, Beschwerde nach Artikel 90 Absatz 2 des Statuts ein.

1260



DE ANGELIS / KOMMISSION

5 Diese Beschwerde wurde durch Schreiben des Vizepräsidenten der Kommission
vom 5. August 1983 zurückgewiesen. Darin führte die Kommission aus, sie habe
beschlossen, daß die frühere Verwaltungspraxis, wonach bei der Anwendung des
Artikels 4 Absatz 1 des Anhangs VII zum Statut dem Beamten bestimmte Fami­
lienmitglieder gleichgestellt worden seien, nicht mehr gerechtfertigt sei, insbeson­
dere unter Berücksichtigung der sozialen Entwicklung und der Änderungen des
Statuts, nämlich der Abschaffung der Eigenschaft des Familienoberhaupts und der
Einführung der Expatriierungszulage. Selbst wenn der Ehegatte dem anderen „nur
folge" und „sein soziales Leben fest mit dem des anderen verbunden, wenn nicht
gar ganz von diesem abhängig" sei, könne ein solcher Fall für die Auslegung der
in der oben genannten Bestimmung enthaltenen Ausnahmeregelung nicht entschei­
dend sein.

6 Nach dieser ausdrücklichen Zurückweisung der Beschwerde hat die Klägerin die
vorliegende Klage erhoben.

7 Zur Begründung ihrer Klage bringt die Klägerin im wesentlichen drei Argumente
vor. Sie macht zunächst geltend, die angegriffene Entscheidung enthalte einen Be­
gründungsfehler, da sie die ratio legis außer acht lasse. Da die Auslandszulage die
sich aus dem Ausländerstatus ergebenden Schwierigkeiten und Unannehmlichkei­
ten ausgleichen solle, müßten die Situationen berücksichtigt werden, in denen der
Beamte keine dauerhaften Bindungen zu dem Dienstland aufgebaut habe. Da ihr
Ehemann unbestreitbar keine solchen Bindungen aufgebaut habe und sie ihrem
Ehemann nur gefolgt sei, könne sie ebenfalls keine solchen Bindungen zu dem
Dienstland aufgebaut haben. Sie habe keine andere Wahl gehabt, als ihrem Ehe­
mann zu folgen, da nach dem damals geltenden italienischen Recht die Frau ver­
pflichtet gewesen sei, ihrem Ehemann überall dorthin zu folgen, wo er es für ange­
messen gehalten habe, seinen Wohnsitz zu begründen. Sie habe sich also sehr wohl
in einer Lage befunden, die sich aus dem Dienst ihres Ehemannes für eine interna­
tionale Organisation, nämlich die Kommission, ergebe.

8 Die Klägerin führt weiter aus, die Kommission habe Artikel 4 Absatz 1 Buch­
stabe a zweiter Gedankenstrich letzter Satz des Anhangs VII zum Statut bis 1980
dahin gehend ausgelegt, daß der Zeitraum, den eine Person in einem Land ver­
bracht habe, in dem sie nur wegen des Dienstes ihres Ehepartners für einen ande­
ren Staat oder eine internationale Organisation ihren Wohnsitz genommen habe,
bei der Gewährung der Auslandszulage nicht habe berücksichtigt werden dürfen.
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Diese Auslegung sei für die Beamten geändert worden, die nach 1980 ihren Dienst
aufgenommen hätten, während den Beamten, die sich in der gleichen Lage befän­
den, ihren Dienst jedoch früher aufgenommen hätten, die Zulage weiter gezahlt
werde. Die Kommission wende also die Bestimmungen des Statuts nicht auf alle
Beamten, die sich in derselben vom Statut vorgesehenen Lage befänden, gleich an
und verstoße dadurch gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung der Beamten.

9 Die Klägerin macht schließlich geltend, die von der Kommission angewandte neue
Auslegung führe zu einer Ungleichbehandlung von Männern und Frauen und ver­
stoße insbesondere gegen die Richtlinie des Rates vom 10. Februar 1975 zur An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Anwendung des
Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen (ABl. L 45, S. 19). Die
sozialen Zwänge und die den Frauen obliegenden familiären Verpflichtungen, ins­
besondere jene, die Kinder bis zur Erreichung des Schulalters zu erziehen, hinder­
ten nämlich die Ehefrauen eines Beamten während eines relativ langen Zeitraums
daran, sich um eine Beschäftigung bei der Organisation zu bewerben, für die ihr
Ehemann tätig sei. Werde diesem Sachverhalt bei der Auslegung der betreffenden
Bestimmung nicht Rechnung getragen, so laufe dies auf eine Diskriminierung
hinaus.

10 Zu dem angeblichen Begründungsfehler trägt die Kommission vor, die Klägerin
habe ihren Wohnsitz nicht wegen ihres Dienstantritts ändern müssen. Da die Klä­
gerin seit 1970 in Brüssel wohne, hätten sich für sie aus der Aufnahme ihrer Tätig­
keit für die Kommission keine besonderen Belastungen und Nachteile ergeben und
habe sie schon dauerhafte Bindungen zu dem Aufnahmeland gehabt.

11 Die Kommission rechtfertigt die Änderung ihrer Verwaltungspraxis mit der sozia­
len Entwicklung (Abschaffung der Eigenschaft des Familienoberhaupts) und den
Änderungen des Statuts (Einführung der Expatriierungszulage). Diese Änderung
könne jedoch für die Beamten, die früher in ihre Dienste getreten seien, nicht den
Entzug ihrer wohlerworbenen Rechte zur Folge haben. Die Kommission macht
geltend, sie habe stets das Recht, die Auslegung einer Statutsbestimmung aufgrund
einer sozialen Entwicklung zu ändern. Die Situation eines vor der Änderung der
Verwaltungspraxis eingestellten Beamten und diejenige eines danach eingestellten
Beamten seien nicht vergleichbar. Die Voraussetzungen für die Gewährung der
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Auslandszulage würden nämlich bei der Einstellung festgestellt, die der entschei­
dende Zeitpunkt für die Gewährung der Zulage sei.

12 Die Kommission wendet sich gegen den Vorwurf der diskriminierenden Ungleich­
behandlung von Männern und Frauen und macht geltend, wenn die fragliche Be­
stimmung je nach dem Geschlecht des Betroffenen verschieden ausgelegt würde,
wie es die Klägerin im Grunde vorschlage, so verstieße dies tatsächlich gegen den
Grundsatz der Gleichbehandlung.

13 Wie der Gerichtshof schon wiederholt entschieden hat, soll die Auslandszulage die
besonderen Belastungen und Nachteile ausgleichen, die der Dienstantritt bei den
Gemeinschaften mit sich bringt, falls der betroffene Beamte hierdurch zu einem
Wohnsitzwechsel gezwungen wird (Urteil vom 9. Oktober 1984 in der Rechts­
sache 188/83, Witte/Parlament, Slg. 1984, 3465). Ob die Voraussetzungen für die
Gewährung der Auslandszulage vorliegen, hängt außerdem auch von der subjek­
tiven Situation des Beamten ab, nämlich vom Grad seiner Integration in seine neue
Umgebung, wie er sich beispielsweise aus seinem ständigen Wohnsitz oder der
Ausübung einer ständigen hauptberuflichen Tätigkeit ergibt. Hierbei ist nur für
diejenigen Beamten eine Ausnahme vorgesehen, die zwar während eines sechs Mo­
nate vor ihrem Dienstantritt ablaufenden Zeitraums von fünf Jahren in dem
Dienstland wohnten und währenddessen im Dienst eines anderen Staates oder
einer internationalen Organisation standen. Diese Ausnahme wurde, wie der Ge­
richtshof in seinem Urteil vom 15. Januar 1981 in der Rechtssache 1322/79 (Vu-
tera, Slg. 1981, 127) festgestellt hat, vorgesehen, weil unter diesen Umständen
nicht davon auszugehen ist, daß der Beamte ein dauerhaftes Band zum Dienstland
geknüpft hat.

14 Aus dieser Rechtsprechung ergibt sich erstens, daß nur derjenige Beamte Anspruch
auf die betreffende Zulage hat, der im Dienstland während des in Artikel 4 des
Anhangs VII vorgesehenen Zeitraums weder seinen ständigen Wohnsitz hatte noch
dort seine ständige hauptberufliche Tätigkeit ausübte. Zweitens ist festzustellen,
daß die für bestimmte Personen geltende Ausnahme nur Situationen betrifft, die
sich aus dem Dienst des neu eingestellten Beamten selbst ergeben. Diese Ausnahme
stellt nämlich nur die Personen besser, die vor ihrem Dienstantritt im Dienst eines
anderen Staates oder einer internationalen Organisation standen; sie sollen nicht
dadurch benachteiligt werden, daß sie wegen ihrer beruflichen Veränderung keine
Auslandszulage mehr erhalten, obwohl sie keine dauerhafte Bindung zum Dienst­
land aufgebaut haben. Eine solche Ausnahme von einer allgemeinen Regel kann
also nicht auf andere als die direkt durch die fragliche Bestimmung Betroffenen
erstreckt werden.
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15 Außerdem ist zu bemerken, daß die Klägerin sich nicht auf eine sich aus ihrer Ehe
ergebende Verpflichtung, ihrem Ehemann zu folgen, berufen kann, um in den Ge­
nuß der oben genannten Ausnahmeregelung des Statuts zu gelangen. Die einschlä­
gigen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften stellen auf den tatsächlichen "Wohn­
sitz zum Zeitpunkt des Dienstantrittes ab, auf welchem gesetzlichen oder anderen
Grund er auch beruhen möge.

16 Somit genügt die Feststellung, daß die Klägerin seit 1970, also länger als während
des in der angeführten Bestimmung genannten Zeitraums, ihren Wohnsitz in Brüs­
sel hat. Sie wurde folglich durch ihren Dienstantritt weder zu einem "Wohnsitz­
wechsel gezwungen noch ergaben sich für sie hieraus Belastungen und Nachteile.
Da sie sich auch nicht auf eine Lage berufen kann, die sich aus dem Dienst für
einen anderen Staat oder eine internationale Organisation ergibt, ist die auf einen
Begründungsfehler gestützte Rüge zu verwerfen.

17 Zu der Rüge der Verletzung des Grundsatzes der Gleichbehandlung der Beamten
ist, wie schon in dem oben zitierten Urteil des Gerichtshofes vom 9. Oktober
1984, das eine gegen dieselbe Änderung der Verwaltungspraxis der Gemeinschafts­
organe gerichtete Rüge gleichen Inhalts betraf, festzustellen, daß sich den Umstän­
den des vorliegenden Falles abgesehen davon, daß niemand sich auf eine fehler­
hafte Rechtsanwendung zugunsten eines anderen berufen kann, nicht entnehmen
läßt, daß die Kommission mit ihrer "Weigerung, der Klägerin die Auslandszulage
zu gewähren, von einer im Zeitpunkt des Erlasses der angefochtenen Handlung
noch geltenden Verwaltungspraxis abgegangen wäre. Da also keine Ungleich­
behandlung der Klägerin festzustellen ist, ist auch diese Rüge zu verwerfen.

18 Zu der letzten Rüge, mit der eine Verletzung des Grundsatzes des gleichen Ent­
gelts für Männer und Frauen geltend gemacht wird, ist zunächst festzustellen, daß
weder der "Wortlaut der betreffenden Bestimmung noch deren Anwendung durch
die Kommission auch nur den geringsten Hinweis auf eine direkte oder indirekte
auf dem Geschlecht der Beamten beruhende Ungleichbehandlung gibt. Der Grund­
satz der Gleichbehandlung erfordert weiter, daß Männern und Frauen ohne Dis­
kriminierung die gleichen Arbeitsbedingungen gewährleistet werden, kann jedoch
das Organ nicht verpflichten, die Statutsbestimmungen verschieden auszulegen, um
mögliche familiäre oder soziale Belastungen oder Verpflichtungen auszugleichen.

19 Die Klage ist somit abzuweisen.
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Kosten

20 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung sind der unterliegenden Partei auf
Antrag die Kosten aufzuerlegen.

21 Gemäß Artikel 70 der Verfahrensordnung tragen jedoch die Organe in Rechts­
streitigkeiten mit Bediensteten der Gemeinschaft ihre Kosten selbst.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1) Die Klage wird abgewiesen.

2) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten.

Due Pescatore Bahlmann

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 2. Mai 1985.

Der Kanzler

P. Heim

Der Präsident der Zweiten Kammer

O. Due
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